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Gefeh-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 37. —— 


(Nr. 8072.) Vertrag zwiſchen Preußen und Hamburg wegen Herftellung einer Eiſenbahn 
von Stade nach Cuxhaven. Vom 24. Juni 1872. 


Sr Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und der Senat der 
freien und Hanſeſtadt Hamburg, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 
Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Dudden⸗ 
hauſen, 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den Syndikus Dr. Carl Hermann Merck, 


41 1 unter dem Vorbehalte der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen 
aben. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche Regierung und der Senat der freien und Hanſe⸗ 
ſtadt Hamburg verpflichten ſich gegenſeitig, die Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Stade nach Cuxhaven, im unmittelbaren Anſchluß an die von Harburg nach 
Stade auszuführende Bahn, zu geſtatten und zu fördern. 

5 Zu dieſem Behufe wird der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
die Konzeſſion für den Bau und Betrieb dieſer Bahn, inſoweit dieſelbe im Ham⸗ 
burgiſchen Gebiete anzulegen iſt, der Cuxhavener Eiſenbahn⸗“ Dampfſchiff und 
Hafen⸗Aktiengeſellſchaft ertheilen, welche die Konzeſſion für den im Preußiſchen 
Gebiete belegenen Theil der Bahn durch die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 
22. Mai d. J. bereits erhalten hat. 

Artikel 2. 

In der zu ertheilenden Konzeſſion wird der Senat der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg der Cuxhavener Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft, 
ohne vorgängiges Einvernehmen mit der Königlich Preußiſchen Regierung, keine 
erſchwerende Bedingungen auferlegen, welche nicht bei den Eiſenbahnanlagen in 
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Preußen allgemein zur Anwendung kommen oder im gegenwärtigen Vertrage 
ausdrücklich vorgeſehen ſind. 

Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird vielmehr der Cux⸗ 
havener Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff⸗ und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft die Durchführung 
ihres Unternehmens thunlichſt erleichtern und ihr insbeſondere das Recht zur 
Expropriation verleihen. 


Artikel 3. 


Ferner wird bei Ertheilung der Konzeſſion der Senat der freien und Hanſe⸗ 
ſtadt Hamburg der Cuxhavener Eiſenbahn⸗,Dampfſchiff⸗ und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft 
nach Maßgabe ihres Geſellſchaftsſtatuts auch in dem Hamburgiſchen Gebiete die 
Rechte einer Korporation zugeſtehen. Die Geſellſchaft ſoll jedoch ihr Domizil 
und den Sitz ihrer Verwaltung im Königreich Preußen behalten, und ungeachtet 
der Ausdehnung ihres Unternehmens auf das Hamburgiſche Gebiet in Bezug auf 
das allgemeine ſtaatliche Auffichtsrecht über die Verwaltung des in Rede 
ſtehenden Eiſenbahn⸗Unternehmens lediglich von der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
girung reſſortiren, wodurch indeſſen das Beaufſichtigungs⸗ und Genehmigungsrecht 

es Senates der freien und Hanſeſtadt Hamburg in Bezug auf den Bau und 
Betrieb der im Hamburgiſchen Gebiete zur Ausführung kommenden Anlagen und 
deren etwaige Erweiterungen nicht beeinträchtigt werden ſoll. Die Genehmigung 
von Erweiterungen des Unternehmens außerhalb des A 1 Staatsgebiets, 
fowie der Emiffton von Prioritäts⸗ Obligationen bleibt lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung anheimgeſtellt. Bei der in dieſem Artikel bezüglich des 
Domizils der Geſellſchaft Pre Beſtimmung wird vorausgeſetzt, daß dadurch 
der Gerichtsſtand des Kontrakts, der belegenen Sache oder des begangenen Ver⸗ 
brechens nicht aufgehoben wird. 

Wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß der Anlagen im 
Hamburgiſchen Gebiete oder des Betriebes derſelben gegen die Cuxhavener Eiſen⸗ 
bahn, Dampfſchiff⸗ und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft erhoben werden möchten, iſt 
dieſelbe der Hamburgiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen. 


Artikel 4. 

Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojektes innerhalb jedes 

Staatsgebiets bleibt der 1 Regierung überlaſſen. 
ie Punkte, wo die Bahn die Beiderfeitigen Landesgrenzen überjchreitet, 
ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderfeitige lechniſche Kommiſſarien 
näher beſtimmt werden. Die Projekte für die Ausführung der Bahn und der 
dazu gehörigen Hochbauten ꝛc. im Bereiche der Befeſtigungen an der unteren 
Elbe ſollen der Militairbehörde vor der Feſtſtellung zur Prüfung vorgelegt 
werden. Die desfallſigen Feſtſetzungen ſind für die Geſellſchaft unbedingt maß⸗ 
gebend und hat ſie die durch die Ausführung entſtehenden Koſten zu tragen. 
Der Geſellſchaft ſoll zwar geſtattet werden, die Bahn zunachſt nur mit 
Einem durchgehenden Geleiſe zu verſehen. Das Terrain iſt jedoch von vornherein 
für eine doppelgeleiſige Bahn zu erwerben, die Geſellſchaft auch zu verpflichten, 
en Zeit auf Aufforderung der betreffenden Regierung das zweite Geleiſe her- 
zuſtellen. 
Die 


1 
Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,15 Meter im Lichten der 
Schienen betragen. f a 
Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs: 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung 
zugelaſſen werden. 


Artikel 5. 


Die Genehmigung und nöthigenfalls die Abänderung des Fahrplanes ſoll 
zwar der Königlich Preußiſchen Regierung auch für die auf Hamburgiſchem 
Gebiete liegende Strecke der Bahn zuſtehen / die Preußiſche Regierung wird 
jedoch dafür Sorge tragen, daß den Zügen der Bahn Stade Cuxhaven ein 
ununterbrochener Anſchluß auf der Bahn Stade- Harburg geſichert werde, einerlei, 
ob die letztere Strecke unter Staats⸗ oder unter Privatverwaltung ſtehen wird. 

SZbwiſchen Stade und Harburg ſollen in beiden Richtungen vorläufig täglich 
mindeſtens zwei Züge mit Perſonen - ac. t der eingerichtet werden. 

Was die Fahrgeld und Frachtſätze für den Perſonen⸗ und Güterverkehr 
betrifft, ſo behält ſich der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg bezüglich 
des Verkehrs zwiſchen Cuxhaven und Hamburg für den in das Hamburgiſche 
Gebiet fallenden Theil der Bahn Stade⸗ Cuxhaven die Genehmigung der von 
der Geſellſchaft zuerſt einzuführenden Tariffäge, ſowie die Genehmigung etwaiger 
ſpäterer Erhöhung dieſer Sätze vor. Beide Regierungen werden bemüht ſein, 
in jedem Falle ein Einverſtändniß über die Tarifbildung, welche für die Bahn⸗ 
ſtrecke Stade⸗Cuxhaven eine einheitliche ſein ſoll, herbeizuführen. 

Abgeſehen von dem Verkehr r Ham Hamburg und Cuxhaven, überläßt 
der Senak der freien und Hanſeſtadt Hamburg die Genehmigung der Tarife 
lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung Letztere wird dieſe Tarife, wie 
auch die Fahrpläne und beabſichtigte ſpätere Abänderungen derſelben vor deren 
Einführung dem nach Artikel 6. Seitens des Senates zu beſtellenden Kommiſſar 
mittheilen und die von demſelben in Bezug darauf etwa kund gegebenen, mit 
dem Geſammtintereſſe des Unternehmens zu vereinigenden Wünſche berüdfichtigen. 

Sowohl im Perſonen⸗ als Güterverkehr ſoll zwiſchen den beiderſeitigen 
Staatsangehörigen weder hinſichtlich der Beförderungspreiſe, noch in der Zeit 
der Abfertigung ein Unterſchied emacht werden. a 

Die Geſellſchaft ſoll verpflichtet fein, auf Verlangen der nach dieſem Ver⸗ 
trage zuſtändigen Regierung den Einpfennigtarif für Kohlen, Koaks und event. 
die übrigen in Artikel 45. der Verfaſſung des Deutſchen Reichs bezeichneten 
Gegenſtände bei Transporten auf größere Entfernungen einzuführen. 

Die Preußiſche Regierung wird Sorge tragen, daß der Perſonen⸗ und 
Güterverkehr nach und von Cuxhaven nicht ungünftiger behandelt wird, als 
der Perſonen⸗ und Güterverkehr nach und von den an der Geeſte belegenen 
Hafenplätzen. 

Artikel 6. 
Die Landeshoheit verbleibt in Anſehung der Bahnſtrecke im Hamburgiſchen 


Gebiete ausſchließlich der freien und Hanſeſtadt Hamburg. 
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Dem Senate iſt es vorbehalten, zur Regelung des Verkehrs zwiſchen ihm 
und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der ihm zuſtändigen Aufſichts ⸗ und 
Hoheitsrechte einen beſonderen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die 
Beziehungen des Senates zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen wahrzu⸗ 
nehmen, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der 
kompetenten Behörden geeignet ſind. 


Artikel 7. 


Die Eiſenbahnbeamten ſind während ihres Aufenthaltes auf Hamburgiſchem 
Gebiete den Hamburgiſchen Geſetzen und Anordnungen unterworfen; jedoch ſollen 
die Beamten, welche beim Bau und Betriebe der Bahn im Hamburgiſchen 
Gebiete ſtationirt werden, dadurch keine Aenderung ihrer Unterthanenverhältniſſe 
erleiden und, wenn ſie nicht Hamburgiſche Unterthanen ſind, während ihres 
dienſtlichen Aufenthalts nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen 
ſein, welche nach den Hamburgiſchen Geſetzen unter gleichen Verhältniſſen für 
alle, eine Geſchäfts- oder Erwerbsthätigkeit ausübende Fremde zur Anwendung 


kommen. 
Artikel 8. 


Für die Bahnpolizei find die bezüglichen Reichsverordnungen maßgebend / 
über die etwa zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen werden beide Regierun⸗ 
gen vor dem Erlaſſe ſich benehmen und gleichlautende Beſtimmungen zu erzielen 


ſuchen. 
Artikel 9. 

Die Regulirung der Zollverhältniſſe ſowohl auf der Bahn, wie bezüglich 
der bei Cuxhaven projektirten Hafenanlagen, wozu auch insbeſondere die Feſt⸗ 
ſtellung der Richtung der Zolllinie gehört, bleibt der beſonderen Vereinbarung 
der beiden Regierungen vorbehalten, deren Feſtſetzungen für die Cuxhavener Eiſen⸗ 
babn-, Dampfſchiff und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft bindend ſein ſollen. Namentlich 
ſoll die Geſellſchaft bezüglich der Herſtellung der zur Niederlegung und zur zoll⸗ 
amtlichen Abfertigung der Waaren erforderlichen Lokalitäten, ſowie bezüglich der 
Beſchaffung der nöthigen Wohnungen für die Zollbeamten und aller ſonſt er⸗ 
forderlichen zollamtlichen Einrichtungen und Anlagen den zu ſtellenden Anforde 
rungen ohne Weiteres unterworfen und zur alleinigen Tragung der dadurch er- 
wachſenden Koſten verpflichtet ſein. 


Artikel 10. 


Die der Geſellſchaft im Intereſſe der Militair-, Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung und bezüglich ihrer Bahnbeamten und Arbeiter für das Preußiſche 
Staatsgebiet in der Allerhöchſten Konzeſſion vom 22. Mai 1872. (sub VL, VII., 
VIII. und IX.) auferlegten Bedingungen ſollen auch für das Hamburgiſche Ge 
biet maßgebend ſein. 

Fuͤr Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen, mögen ſolche vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die 
Geſellſchaft einen Erſatz weder vom Preußiſchen oder Hamburgiſchen Staate, noch 
vom Reiche beanſpruchen können. Art 

rt. 


* 


Artikel 11. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Unternehmen der Bahn 
von Stade nach Cuxhaven, einſchließlich der im Hamburgiſchen Gebiete belegenen 
Bahnſtrecke, eine Eiſenbahnabgabe nach Maßgabe ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. 
und 21. Mai 1859., ſowie der dazu ergehenden abändernden und ergänzenden 
Beſtimmungen erheben und diejenige Quote, welche bei Repartition nach Ver⸗ 
hältniß der Geſammtlänge dieſer Bahn zu der Länge der auf Hamburgiſchem 
Gebiete belegenen Strecke auf die letztere vom Beginne des auf die Betriebs⸗ 
eröffnung der ganzen Bahnlinie Stade⸗Cuxhaven folgenden Kalenderjahres entfal- 
len wird, alljährlich an den Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg über⸗ 
weiſen und an die von ihm zu bezeichnenden Einnahmeſtellen abführen laſſen. 

Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird dagegen von der 
Cuxhavener Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff⸗ und Hafen⸗Aktiengeſellſchaft bezüglich ihrer 
Eiſenbahn-Unternehmung kein Konzeſſionsgeld fordern, auch wegen des zu der Bahn 
und dem Bahnhofe verwendeten Grundeigenthums auf Hamburgiſchem Gebiete 
weder Grundſteuer erheben, noch wegen des Bahnbetriebes Gewerbe- oder Ein⸗ 
kommenſteuer in Anſpruch nehmen. 


Artikel 12. 


Der H. 42. des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838., 
wonach dem Staate vorbehalten iſt, das Eigenthum der von ihm konzeſſionirten 
Privateiſenbahnen mit allem Zubehör nach Ablauf von dreißig Jahren nach der 
Betriebseröffnung oder auch ſpäter, nach mindeſtens ein Jahr vorher erfolgter 
Ankündigung, anzukaufen, wird vom Senate der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
auch für die im Hamburgiſchen Staatsgebiete belegene, in Rede ſtehende Bahn⸗ 
ſtrecke nebſt allem Zubehör — wozu die von der Geſellſchaft projektirte Hafen⸗ 
anlage ſelbſtredend nicht zu rechnen iſt — in Kraft geſetzt. 

Für den Fall, daß ſich beide Hohe kontrahirende Regierungen über die 
gleichzeitige beiderſeitige Ausübung dieſes Rechts je für Ihr Gebiet nicht verſtän⸗ 
digen ſollten, ſoll jede Regierung das Recht und die tung: Dal! beim 
etwaigen Erwerbe der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke auch die im Gebiete 
der anderen kontrahirenden Hohen Regierung belegene Bahnſtrecke mitzuerwerben. 

Diejenige von beiden Regierungen, welche ſolchergeſtalt die ganze Bahn 
von Stade nach Cuxhaven erwerben möchte, ſoll jedoch verpflichtet fein, der an. 
deren Regierung zu jeder Zeit auf deren Verlangen das Eigenthum der auf deren 
Staatsgebiete liegenden Bahnſtrecke gegen Erſtattung eines nach Verhältniß des 
Anlage apitals zu berechnenden Theiles des aufgewendeten Erwerbspreiſes abzu⸗ 
reten. 


Sowohl für dieſen Fall, als auch, wenn ſonſt es vorkommen möchte, daß 
die der Geſellſchaft ertheilten Konzeſſionen in dem einen oder dem anderen Gebiete 
oder in beiden Gebieten erlöſchen, ſind beide Hohe kontrahirende Regierungen ein⸗ 
verſtanden, daß der einheitliche Betrieb der Bahn nicht aufhört, und werden des⸗ 
halb ſofort das Nöthige vereinbaren, um den Betrieb für beide Gebiete im Zu⸗ 
ſammenhange nach dem Zwecke und den Modalitäten dieſes Vertrages ununter⸗ 
brochen fortzuſetzen. 
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g Artikel 13. 

Anderen Eiſenbahn⸗Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die in 
Rede ſtehende Eiſenbahn, als die Benutzung derſelben gegen zu vereinbarende, 
event. von der betreffenden Regierung für Ihr Gebiet feſtzuſetzende Fracht⸗ oder 
Bahngeldſätze vorbehalten. 

Artikel 14. N 

Beide e erklären ſich bereit, unter den üblichen Bedingungen 
zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Cuxhaven nach Bremerhafen und 
Geeſtemünde die Konzeſſion zu ertheilen, falls ſich um dieſelbe ein geeigneter Unter- 
nehmer bewerben ſollte, und werden ſodann wegen der beiderſeitigen Beziehungen 
zu einander, beziehungsweiſe zu dem Bahnunternehmer, in Verhandlung treten. 


Artikel 15. 


Falls die Königlich Preußiſche Regierung ſich zur Fortführung der Hanno⸗ 
verſchen Staatsbahn nach Hamburg entſchließen ſollte, wird der Senat der freien 
und Hanſeſtadt Hamburg die Ausführung dieſes Unternehmens, insbeſondere die 
Gewinnung eines zweckmäßigen Bahnhofes daſelbſt, bereitwilligſt fördern. 


Artikel 16. 


Dieſer Vertrag ſoll zweimal ausgefertigt und beiderſeits zur Ratifikation 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden foll binnen zehn 
Wochen in Berlin erfolgen. 


So geſchehen zu Hamburg, den 24. Juni 1872. 
(L. S.) Duddenhaufen. (L. S.) C. H. Merck. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifi⸗ 
kations⸗Urkunden iſt bewirkt worden. 
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(Nr. 8073.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen wegen Herſtellung einer direkten 
Eiſenbahn von Berlin nach Dresden. Vom 6. Juli 1872. 


Senne Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Majeſtät 
der König von Sachſen, in dem Wunſche übereinſtimmend, die zwiſchen den 
beiderſeitigen Staatsgebieten bereits beſtehenden Eiſenbahn⸗Verbindungen durch 
Herſtellung einer direkten Eiſenbahn von Berlin nach Dresden zu erweitern, 
haben zum Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Eberhard D' Avis, 


Seine Majeſtät der König von Sachſen: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am Königlich Preußiſchen Hofe, Geheimen Rath Hans 
v. Könn eritz, 5 
welche nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten ne Vorbehalt der Ratifikation über folgende Punkte über 
eingekommen ſind. Artirel 1 
rtikel 1. 


ä Die Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung ver- 
pflichten ſich gegenfeitig, die Herſtellung einer direkten Eiſenbahn von Berlin 
nach Dresden zu geſtatten und zu fördern. Zu dieſem Behufe wird die Königlich 
Sächſiſche Regierung die Konzeſſion für den Bau und Betrieb der im Sächſi⸗ 
ſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke derſelben Geſellſchaft ertheilen, welche die 
Konzeffion für den im Preußiſchen Gebiete belegenen Theil der Bahn bereits 


erhalten hat. 
5 5 Artikel 2. 


Die Geſellſchaft hat ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in 
Preußen zu nehmen und in Bezug auf alle Maßnahmen und Feſtſetzungen, 
welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolche und die Beaufſichtigung und 
Verwaltung des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, lediglich von der 
Königlich Hreußiſchen Regierung zu reſſortiren. 

Artikel 3. 
Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes 


Staatsgebietes bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. 
Die Punkte, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreitet, 


follen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kom- 
miſſarien näher beſtimmt werden. 
Artikel 4. 
Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,5 Meter im Lichten der 
(Nr. 8073.) Schie⸗ 
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Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial fo ein⸗ 
gerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über⸗ 
gehen können. R 

dr: Artikel 5. 

Der Geſellſchaft foll zwar geftattet werden, die Bahn zunächſt nur mit 
Einem durchgehenden Geleiſe zu verſehen. Das Terrain iſt jedoch von vorn⸗ 
herein für eine doppelgeleiſige Bahn zu erwerben, die Geſellſchaft auch zu ver⸗ 
pflichten, jederzeit auf Aufforderung der betreffenden Regierung das zweite Ge⸗ 
leiſe herzuſtellen. 

Artikel 6. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung wird bei Ertheilung der Konzeſſion 
die im Königreich Sachſen geltenden Beſtimmungen über die Expropriation von 
Grundeigenthum für Eiſenbahnen für die im Königreiche Sachſen gelegene 
Strecke der direkten Eiſenbahn von Berlin nach Dresden in Wirkſamkeit ſetzen. 
Die Geſellſchaft hat danach in Beziehung auf die zwangsweiſe Erwerbung des 
Grund und Bodens, ſowie die ſonſt mit der Bauführung zuſammenhängenden 
Verhältniſſe die nämlichen Befugniſſe und Obliegenheiten, wie andere Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften im Königreiche Sachſen. 


Artikel 7. 


Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs⸗ 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung 
zugelaſſen werden. 6 

Artikel 8. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. 

Die auf letzterer zu errichtenden Hoheitszeichen ſollen daher die Königlich 
Sächſiſchen ſein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlagen 
oder deren Betrieb ſollen, ſofern ſie im Königlich Sächſiſchen Gebiete ausgeübt 
find, von den betreffenden Königlich Sächſiſchen Behörden unterſucht und nach 
den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß 
der Eiſenbahnanlagen auf Koͤniglich Sächſiſchem Gebiete oder des Betriebes 
derſelben gegen fie erhoben werden möchten, ſich der Königlich Sächſiſchen Ge 
richtsbarkeit zu unterwerfen. 

Artikel 9. 


Der Königlich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des Ver⸗ 
kehrs zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung Ihrer Hoheitsrechte 
und des Ihr über die Bahnſtrecke im Sächſiſchen Gebiete nach dieſem Vertrage 
zuſtehenden Aufſichtsrechts einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe 
hat die Beziehungen ſeiner Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 

Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Ein⸗ 
ſchreiten der kompetenten Behörden geeignet find. Die EN Eat 
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hat fich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem Kom— 
miſſar reſſortiren, an dieſen zu wenden. 


Artikel 10. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden nach Maßgabe des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten 
ſtationirten Bahnpolizeibeamten find auf Präſentation der Bahnverwaltung bei 
den kompetenten Behörden des betreffenden Staats zu verpflichten. 


Artikel 11. 


Unterthanen der einen Regierung, welche beim Betriebe im Gebiete der 
anderen Regierung angeftellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unterthanen⸗ 
verbande ihres Heimaths landes. i 

Die Betriebsbeamten find ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung rück⸗ 
ſichtlich der Disziplin der kompetenten Aufſichts behörde, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Die Geſellſchaft foll verpflichtet werden, die von ihr anzuſtellenden Bahn⸗ 
wärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten — mit Ausnahme der einer tech- 
niſchen Vorbildung bedürfenden — vorzugsweiſe aus den mit Civilanftellungs- 
berechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte Lebens⸗ 
jahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. Bei Beſetzung der unteren Be⸗ 
amtenſtellen innerhalb des Sächſiſchen Gebietes ſoll Seitens der Geſellſchaft bei 
ſonſt gleicher Qualifikation auf die Bewerbungen Königlich Sächſiſcher Unter⸗ 
thanen beſondere Rückſicht genommen werden. 

Artikel 12. 
Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus. 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. £ 

Es ſoll jedoch ſowohl im Perſonen als im Güterverkehr zwiſchen den 
beiderfeitigen Unterthanen weder hinſichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit 
der Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. Die für das Unternehmen 
feſtzuſtellenden Fahrpläne und Tarife, ſowie beabſichtigte ſpätere Abänderungen 
derſelben, werden vor deren Einführung Königlich Preußiſcher Seits dem nach 
Artikel 9. Seitens der Königlich Sächſiſchen Regierung zu beſtellenden Kom⸗ 
miſſarius mitgetheilt, und die von demſelben in Beziehung darauf etwa kund⸗ 
„ mit den Geſammt⸗Intereſſen des Unternehmens zu vereinigenden 

ünſche werden thunlichſt berückſichtigt werden. 

Auch ſollen zwiſchen Berlin und Dresden in beiden Richtungen täglich 
mindeſtens drei Züge mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden und es ſoll 
hiervon mindeſtens ein Zug die vierte Wagenklaſſe führen. 

Endlich ſoll die Geſellſchaft verpflichtet werden, auf Verlangen der Breu- 
ßiſchen Regierung auf der Bahn den Einpfennigtarif für Kohlen und Koaks 
und event. die übrigen in Artikel 45. der Verfaſſung des Deutſchen Reichs be 
zeichneten Gegenſtände bei Transporten auf größeren Entfernungen einzuführen. 

Jehrgang 1872. (Nr. 8073.) 86 Art. 
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Artikel 13. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird nach Maßgabe ihrer Geſetze 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., ſowie der dazu etwa noch ergehenden 
abändernden und ergänzenden Beſtimmungen alljährlich für die direkte Eiſenbahn 
von Berlin nach Dresden einſchließlich der im Königlich Sächſiſchen Gebiete 
belegenen Bahnſtrecke eine Eiſenbahnabgabe berechnen, feſtſtellen und erheben, 
und von dieſer Abgabe an die Königlich Sächſiſche Regierung unter Mittheilung 
des Repartitionsplans denjenigen Theil abführen, welcher ſich nach dem Ver⸗ 
hältniß berechnet, in welchem die Länge der auf Königlich Sächſiſchem Staats⸗ 
gebiete liegenden Eiſenbahnſtrecke zu der Geſammtlänge des ganzen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens ſteht, deſſen Theil ſie bildet. 

Eine Beiziehung der fraglichen Unternehmung zu anderweiten direkten 
Staatsſteuern wird im Königreiche Sachſen ſo lange und inſoweit nicht ſtatt⸗ 
finden, als ſolches im Königreiche Preußen nicht geſchieht und durch den der 
Königlich Sächſiſchen Regierung zufallenden Antheil an der Eiſenbahnabgabe 
die Grundſteuer gedeckt wird, welche nach den Landesgeſetzen von der im Säch⸗ 
ſiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke zur Erhebung kommen würde. Insbeſondere 
wird die Königlich Sächſiſche Regierung von der Geſellſchaft, welche die Kon⸗ 
zeſſion in Preußen ohne Auferlegung einer Konzeſſionsabgabe bereits erhalten hat, 
eine ſolche Abgabe auch Ihrerſeits nicht erheben. 


Artikel 14. 


Die beiden vertragenden Regierungen werden Sich der Geſellſchaft gegen⸗ 
über das Recht vorbehalten, die auf Ihren betheiligten Gebieten belegenen Strecken 
der Bahn nach Maßgabe der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. zu erwerben. Es ſoll jedoch, 
ungeachtet einer etwa eintretenden Aenderung in den Eigenthumsverhältniſſen 
der Bahn, eine Unterbrechung des Betriebes auf derſelben nicht eintreten, viel⸗ 
mehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes, unter Anwen⸗ 
dung gleicher Tarifſätze und e für die ganze Bahnlinie, zuvor 
eine den Verhältniſſen angepaßte Verſtändigung Platz greifen. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung die in Ihrem Ge⸗ 
biete belegene Strecke der Bahn ankaufen, die Königlich Sächſiſche Regierung 
aber von dem Ihr der Geſellſchaft gegenüber zuſtehenden Ankaufsrechte nicht gleich" 
zeitig Gebrauch machen würde, gewährt die Königlich Sächſiſche Regierung 
der Königlich Preußiſchen Regierung das Recht des Ankaufs auf der anſchließen⸗ 
den Sächſiſchen Strecke nach Maßgabe des Königlich Preußiſchen Geſetzes über 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., behält ſich jedoch die 
Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet fallenden Bahnſtrecke zu jeder 
Zeit, nachdem dieſelbe von der Königlich Preußiſchen Regierung angekauft worden, 
nach einer mindeſtens ein Jahr vorher gemachten Ankündigung unter denſelben 
Bedingungen an Sich zu ziehen, unter welchen die Königlich Preußiſche Ne 

ierung dieſelbe erworben hat, unter Vergütung der von der Königlich Preu⸗ 
ichen Regierung inzwiſchen etwa ausgeführten Meliorationen, wie auch nac 
Abzug des zu ermittelnden Betrages etwaiger Deteriorationen. Aber main 
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dieſem Falle ſoll die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf d 
lichen Bahn in ihrer geſammten Ausdehnung der Königlich Preuſiſchen e 
lberſchn ee Hair ws l las a entfallenden Betriebs- 
nach den überall in Kra eibenden i b 
gs en eſtimmungen dieſes Ver 
Artikel 15. 


Beide kontrahirende Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft verpflichtet fein ſoll, ſich denjenigen Bedingungen zu . welche 
im Intereſſe der Poſt⸗, Militair- und Telegraphenverwaltung den im bisherigen 
Norddeutſchen Bundesgebiete in neueſter Zeit konzeſſionirten Bahnen auferlegt 
worden ſind oder künftig durch Bundesbeſchlüſſe auferlegt werden möchten. 


Artikel 16. 


Beide vertragſchließende Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, d 
Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald de Ausführung 
der Bahn nicht ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1874. begonnen fein. wird. Die 
Dauer der Bauzeit ſoll drei Jahre nicht überſchreiten. 


Artikel 17. 


a Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden ſobald als möglich 
ſpäteſtens aber binnen ſechs Wochen, bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmäch⸗ 
tigten unterzeichnet und befiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 6. Juli 1872. 
(L. S.) Eberhard D' Avis. (L. S.) Hans v. Könneritz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung d im, 
kations⸗Urkunden ift bewirkt worden. chſelung der Ratifi 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 22. Juli 1872., betreffend die 
unter Verleihung des Expropriationsrechtes ertheilte Erlaubniß zur Anlage 
einer Lokomotivbahn von Ziegenhals nach der Landesgrenze zum Ans 
ſchluſſe an die Mähriſch⸗Schleſiſche Centralbahn zwiſchen Neudeck und 
Hennersdorf durch die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft, durch die 
Amtsblätter f 

der Königlichen Regierung zu Breslau Nr. 35. S. 239., ausgegeben 
den 30. Auguſt 1872., 

der Königlichen 9 zu Oppeln Nr. 39. S. 208., ausgegeben 
den 27. September 1872. ; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Juli 1872., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung mehrerer Kreis- 
Chauſſeen im Kreiſe Beuthen, Regierungsbezirk Oppeln, durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Oppeln Nr. 39. S. 208/209., aus- 
gegeben den 27. September 1872., 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 22. Juli 1872. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Beuthener Kreiſes im 
Betrage von 350,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königlichen Re 
gierung zu Oppeln Nr. 39. S. 209/210., ausgegeben den 27. Sep⸗ 
tember 1872. 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Auguſt 1872. wegen Emiſſion von 
Prioritäts⸗ Obligationen der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft 
bis zum Betrage von 2,190,000 Thalern durch die Amtsblätter 


der Königlichen Regierung zu Potsdam Nr. 36. S. 285. bis 288, 


ausgegeben den 6. September 1872., 

der Königlichen Regierung zu Merſeburg Nr. 37. S. 209. bis 211., 
ausgegeben den 14. September 1872., 

der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 37. S. 273. 
bis 275., ausgegeben den 11. September 1872. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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